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Flüchtlingspolitische Positionen ausgewählter Parteien zur Bundestagswahl 2025 

 

Thema CDU/CSU SPD Grüne FDP LINKE BSW 
Grundsätzliches 
zur Flüchtlings- 
und Migrations-
politik 

• Grundsätzliche 
Wende in der 
Migrationspoli-
tik 

• Stopp der „ille-
galen Migra-
tion“, Beschrän-
kung auf ein 
Maß, das nicht 
überfordert 

• Zuwanderung als 
Herausforderung 

• Humanität und 
Ordnung 

• Wer sich nicht an 
die Regeln hält, 
muss gehen 

• Deutschland als 
Einwanderungs-
land 

• Humanität und 
Ordnung in der 
Flüchtlingspolitik 

• Herausfordernde, 
teils überfor-
dernde Situation 

• Funktionierende 
und pragmati-
sche Flucht- und 
Migrationspolitik, 
keine Abschot-
tung 

• Weiterhin Einsatz 
für eine Verbes-
serung der Situa-
tion für Schutzsu-
chende und eine 
bessere Organi-
sation von Migra-
tion 

 
 
 

• Geordnete Migra-
tion nach klaren, 
durchgesetzten 
Regeln 

• Einwanderung in 
den Arbeits-
markt, nicht in 
soziale Siche-
rungssysteme 

• Humanitärer Ver-
antwortung ge-
recht werden, 
aber an realen 
Möglichkeiten 
ausrichten 

• Nur durch nach-
haltige Integra-
tion lässt sich Ak-
zeptanz für Ein-
wanderung erhal-
ten 

• Leitbild einer 
demokratischen 
und sozialen 
Einwanderungs-
gesellschaft 

• Zahl der Ge-
flüchteten 
„viel zu hoch“ 

• Geflüchtete 
als Ursache 
sozialer Miss-
stände wie 
Wohnungsnot 
oder über-
füllte Schul-
klassen 

• „Unkontrollier-
ter Zustrom“ 
von Menschen 
als Sicher-
heitsrisiko 

• Beendigung 
der unkontrol-
lierten Ein-
wanderung 
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Grundrecht auf 
Asyl 

 • Das individuelle 
Menschenrecht 
auf Asyl und das 
internationale 
Flüchtlingsrecht 
sind die Basis für 
das Gemeinsame 
Europäische 
Asylsystem 

• Bekenntnis zum 
Grundrecht auf 
Asyl, Genfer 
Flüchtlingskon-
vention, subsidi-
ärem Schutz und 
EMRK 

• Perspektivisch 
völkerrechtlicher 
Schutzstatus für 
klimabedingt flie-
hende Menschen 

 

 • Asylrecht ist 
Menschenrecht 

• Verteidigung 
des Grund-
rechts auf Asyl 
für „wirklich 
Schutzbedürf-
tige“ 

• Das Asylrecht 
ist kein Recht 
für Verfolgte, 
in dem Land 
ihrer Wahl mit 
den großzü-
gigsten sozia-
len Leistungen 
Aufnahme zu 
finden 

 
Auslagerung von 
Asylverfahren in 
Drittstaaten 

• Jede Person, die 
in Europa Asyl 
beantragt, soll 
in einen siche-
ren Drittstaat 
überführt wer-
den, dort ein 
Asylverfahren 
durchlaufen 
und ggf. Schutz 
erhalten 

 

• Bekenntnis zum 
individuellen 
Menschenrecht 
auf Asyl und das 
internationale 
Flüchtlingsrecht 

• Ablehnung der 
Externalisierung 
von Asylverfahren 

• Schutzsuchende 
müssen Zugang 
zu fairen und 
rechtsstaatlichen 
Verfahren in der 
EU erhalten 

• Gegen Auslage-
rung von Asylver-
fahren  

• Unbedingte Gel-
tung des Rechts 
auf Einzelfallprü-
fung und des 
Nichtzurückwei-
sungsgebots 

• Inhaltliche Prü-
fung von Asylan-
trägen in der EU, 
wenn diese in der 
EU gestellt wer-
den 

• Asylverfahren 
sollen auch in 
Drittstaaten statt-
finden, wenn dort 
Sicherheit und 
Rechtsstaatlich-
keit gewährleistet 
sind 

• Keine Verlage-
rung von Verant-
wortung mithilfe 
von sicheren 
Drittstaaten- 
oder Herkunfts-
länderregelun-
gen 

• Asylverfahren 
sollten nach 
Möglichkeit 
außerhalb der 
EU in sicheren 
Drittstaaten 
stattfinden 
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• Migrationsab-

kommen auch 
zur Unterstüt-
zung der Auf-
nahme Geflüch-
teter vor Ort 

 

• Zusammenarbeit 
mit Dritt- und 
Transitstaaten für 
mehr geregelte 
und somit weni-
ger ungeregelte 
Migration 

 
Binnengrenzkon-
trollen und Zu-
rückweisungen 

• Faktischer Auf-
nahmestopp 
durch Zurück-
weisungen an 
den Binnen-
grenzen 

• Unbefristete 
Verlängerung 
von Binnen-
grenzkontrollen 

• Investitionen in 
Grenzsiche-
rungstechnik 

• Grenzschließun-
gen und Zurück-
weisungen an 
den Binnengren-
zen  verstoßen 
gegen europäi-
schen Geist 

• Befristete Bin-
nengrenzkontrol-
len als Aus-
nahme 

• Dauerhafte stati-
onäre Binnen-
grenzkontrollen 
werden abge-
lehnt 

• Modellhafte Er-
probung von Zu-
rückweisungen 
an den deut-
schen Außen-
grenzen 

• Systematische 
Binnengrenz-
kontrollen und 
Zurückweisun-
gen von Schutz-
suchenden an 
den Grenzen 
unzulässig 

 

Subsidiärer 
Schutz 

• Abschaffung 
des subsidiären 
Schutzes, Rück-
kehr „zum ur-
sprünglichen 
Geist der Gen-
fer Flüchtlings-
konvention“ 
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Familiennachzug • Aussetzen des 

Familiennach-
zugs zu sub-
sidiär Schutzbe-
rechtigten 

• Weiterhin Ermög-
lichung Familien-
zusammenfüh-
rung für subsidiär 
Schutzbedürftige 

• Weiterhin Ermög-
lichung des Fami-
liennachzugs und 
Aufhebung exis-
tierender Ein-
schränkungen  

• Beschleunigung 
der Verfahren 
und Absehung 
von Sprachnach-
weisen vor der 
Einreise 

 

• Familiennachzug 
zu subsidiär 
Schutzberechtig-
ten aussetzen 

  

Legale Flucht-
wege 

• Beenden aller 
freiwilligen Auf-
nahmepro-
gramme 

• Aufnahme von 
Kontingenten 
nach „erfolgrei-
cher Verwirkli-
chung“ des 
Konzepts der si-
cheren Dritt-
staaten 

• Einsatz für si-
chere und legale 
Fluchtrouten, so-
wie Resettle-
ment- und huma-
nitäre Aufnahme-
programme 

• Fortführung des 
BAP Afghanistan 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

• Unterstützung 
humanitärer Auf-
nahme- und Re-
settlementpro-
gramme für be-
sonders gefähr-
dete Gruppen, 
auch auf Landes-
ebene 

• Verantwortung 
für afghanische 
Ortskräfte und 
Menschenrechts-
aktivist*innen; 
unbürokratische 
humanitäre Visa  

• Sichere und ge-
ordnete Migration 
ermöglichen 

• Aufnahmepro-
gramme pausie-
ren 

• Legale und si-
chere Einreise-
möglichkeiten 
in die EU 

• Humanitäre 
Visa für Perso-
nen, die vor 
Klima- und Um-
weltfolgeschä-
den oder Armut 
fliehen 
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Asylverfahren in 
Deutschland 

• Zentrale Asyl-
verfahren für 
beschleunigte 
Verfahren 

• Deutliche Be-
schleunigung der 
Asylverfahren bei 
BAMF und Ge-
richten 

• Asylentscheidun-
gen innerhalb von 
6 Monaten 

• Zügige und faire 
Verfahren  

• Keine Symbolpo-
litik allein zu Las-
ten von Schutz-
suchenden 

• Berücksichtigung 
der Bedürfnisse 
vulnerabler Grup-
pen 

• Umsetzung der 
GEAS-Reform 
grund- und men-
schenrechtskon-
form; Förderung 
von Integration, 
möglichst umfas-
sende Gewähr-
leistung rechts-
staatlicher Ver-
fahren, keine un-
nötigen Ein-
schränkungen 
des Asylrechts 

• Keine Inhaftie-
rung allein auf-
grund der Asylan-
tragstellung; Haft 
mit Kindeswohl 
grundsätzlich 
nicht vereinbar 

• Bekenntnis zum 
Kirchenasyl 

• Beschleunigung 
von Asylverfahren 
und Asylgerichts-
verfahren 

• Verfolgung we-
gen sexueller 
Orientierung 
und von trans* 
und interge-
schlechtlichen 
Menschen 
(LSBTIQA*) 
muss in der Pra-
xis als Flucht-
grund aner-
kannt werden 

• Flüchtlinge 
sollen nach 
schweren 
Straftaten ih-
ren Anspruch 
auf ein Asyl-
verfahren in 
Deutschland 
verlieren 

• Straffung des 
Asylverfahrens 
und bessere 
personelle 
Ausstattung 
der zuständi-
gen Behörden 

• Asylverfahren 
sollen in der 
Regel inner-
halb von 3 Mo-
naten abge-
schlossen 
werden 
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Sichere Her-
kunftsstaaten 

• Einstufung wei-
terer Länder als 
sichere Her-
kunftsstaaten 

 • Die Einstufung 
von sicheren Her-
kunftsländern 
und sicheren 
Drittstaaten nur 
parlamentarisch 
nach klaren 
grundrechts- und 
menschenrechts-
orientierten 
Kriterien getrof-
fen werden 
 

• Geordnetes Ver-
fahren zur Fest-
stellung von mehr 
Sicheren Her-
kunftsstaaten 

  

Asylverfahrens-
beratung 

    • Unabhängige 
Asylverfahrens-
beratung durch 
Wohlfahrtsver-
bände und Ver-
eine 
 

 

Wohnsitzaufla-
gen 

• Für Opfer häus-
licher Gewalt 
Erleichterungen 
bei Residenz-
pflicht und 
Wohnsitzauf-
lage  
 

  • Stärkere Nutzung 
des Instruments 
der Wohnsitzauf-
lage, um Rah-
menbedingungen 
der Integration zu 
verbessern 
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Unterbringung   • Verpflichtende 

Gewaltschutz-
konzepte für alle 
Aufnahmeein-
richtungen 

• Unterbringung 
von Kindern mit 
Respekt der UN-
Kinderrechtskon-
vention 

 

 • Bundesweit de-
zentrale Unter-
bringung in 
Wohnungen  

• Zwangsunter-
bringung von 
Geflüchteten in 
Massenunter-
künften been-
den 
 

 

Aufnahme in den 
Kommunen 

  • Kommunen mit 
einer Integrati-
onsoffensive 
stärker und ver-
lässlicher finanzi-
ell unterstützen 

• Unterbringung 
von Geflüchteten 
muss vollständig 
von Bund und 
Ländern finan-
ziert werden  

 • Fonds für Will-
kommenskom-
munenmit Mit-
teln für Versor-
gung und Teil-
habe von Ge-
flüchteten; Nut-
zung auch für 
öffentliche Da-
seinsvorsorge 
möglich  

• Vollständige Er-
stattung der Un-
terbringungs-
kosten durch 
den Bund mit-
tels Pro-Perso-
nen-Pauschale  
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Sozialleistungen • Sachleistungs-

vorrang 
• Einführung der 

Bezahlkarte flä-
chendeckend 
und restriktiv in 
allen Bundes-
ländern 

• Für ausreise-
pflichtige Perso-
nen: Grundsatz 
von „Bett, Brot 
und Seife“ und 
wo immer mög-
lich Ausschluss 
von Leistungen 

• Kein Bürgergeld 
mehr für Flücht-
linge aus der 
Ukraine 

  • Neuer sozial-
rechtlicher Sta-
tus für aner-
kannte Geflüch-
tete: Stärkere Un-
terstützung bei 
Arbeitsaufnahme 
+ geringere Sozi-
alleistungen 

• Überprüfung der 
Höhe der Sozial-
leistungen und 
europäische Ver-
einheitlichung 

• Mehr Sach- statt 
Geldleistungen 
sowie flächende-
ckender Einsatz 
von Bezahlkarten 
ohne „unnötige 
Ausnahmen 

• Keine Leistungen 
bei vollziehbarer 
Ausreisepflicht 
und zumutbarer 
Ausreisemöglich-
keit 

• Keine staatlichen 
Leistungen für 
Personen, die 
Identitätsfeststel-
lungsverfahren 
aktiv behindern 

• Reguläre, soli-
darische Min-
destsicherung 
statt diskrimi-
nierender Sach-
leistungen und 
Bezahlkarten 

 

• Ein starker So-
zialstatt funk-
tioniert nur, 
wenn nicht je-
der in ihn ein-
wandern kann 

• Bürgergeld 
wird zur 
Flüchtlings-
kasse 

• Keine Sozial-
leistungen bei 
Einreise aus 
sicherem 
Drittstaat 
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Arbeitsaufnahme 
und Qualifikation 

• Für Geflüchtete 
aus der Ukraine 
werden alle An-
strengungen 
unternommen, 
in Arbeit zu 
kommen 

• Vereinfachung 
der Berufsaner-
kennung 

• Schaffung eines 
gemeinnützigen 
integrativen 
Dienstes für ar-
beitslose aner-
kannte Geflüch-
tete mit Ziel Ar-
beitsmarktin-
tegration 

• Deutlich transpa-
rentere und ver-
einfachte Aner-
kennung von im 
Ausland erworbe-
nen Abschlüssen 
und Qualifikatio-
nen 

• Job-Turbo zur Ar-
beitsmarktin-
tegration Ge-
flüchteter fortset-
zen und auswei-
ten 

 

• Mehr Berufs- und 
Bildungsab-
schlüssen noch 
leichter anerken-
nen  

• Anrechnung von 
Berufserfahrung 
entbürokratisie-
ren und vereinfa-
chen 

• Weiterer Abbau 
von Arbeitsverbo-
ten 

• Fiktionsregelung 
für arbeitsbezo-
gene Genehmi-
gungen 

• Frühzeitige Bera-
tung und Kompe-
tenz-Check 

• Abbau von Ar-
beitshindernis-
sen für Geflüch-
tete 
 

• So schnell wie 
möglich Zugang 
zum Arbeitsmarkt 
für Schutzsu-
chende mit Blei-
berecht 

• Job als bester In-
tegrationskurs 

• Aufenthalts- 
und Arbeitser-
laubnisse unab-
hängig von Be-
schäftigungs-
dauer und Ar-
beitgeber 

• Kontrollen zur 
Durchsetzung 
des Mindest-
lohns 

• Qualifikationen 
und Abschlüsse 
schneller aner-
kennen 

• Arbeitserlaub-
nis ab Tag eins 

• Unbürokrati-
sche Anerken-
nung von Ab-
schlüssen und 
vereinfachte Zu-
gangswege zum 
Studium.  

• Job-Turbo 
muss umge-
setzt werden 

Spurwechsel  • Spurwechsel in 
die Aufenthaltsti-
tel für Fachkräfte 
möglich, wenn 
Arbeitsmarktin-
tegration und 
Straffreiheit 

• Spurwechsel 
pragmatisch wo 
immer er sinnvoll 
ist 

• Möglichkeit des 
Spurwechsel für 
gut integrierte 
Schutzsuchende, 
wenn Lebensun-
terhalt gesichert 
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Integration • Verpflichtende 

Integrationsver-
einbarungen für 
anerkannt 
Schutzberech-
tigte mit Etap-
penzielen und 
Erfolgskontrolle 
 

   • Ausnahmerege-
lungen für Ge-
flüchtete im 
Selbstbestim-
mungsgesetz 
(SBGG) sollen 
abgeschafft 
werden 

 

Sprach- und In-
tegrationskurse 

• Stärkung be-
rufsbegleiten-
den Spracher-
werbs 

• Breites Angebot 
an Deutsch- 
und Integrati-
onskursen er-
möglicht Erfolge 
in Bildung und 
Arbeit 

• Für Familien mit 
Zuwanderungs-
geschichte wer-
den bewährte 
Programme 
fortgeführt, u.a. 
die speziellen 
Integrations-
kurse oder die 
Förderung von 
Müttern mit Zu-
wanderungsge-
schichte 

• Ausbau der Integ-
rationskurse und 
angemessene 
Haushaltsmittel 
sicherstellen 

• Ausbau und aus-
kömmliche Fi-
nanzierung von 
Integrationsstruk-
turen, wie berufs-
begleitenden In-
tegrationskurse, 
breit verfügbarer 
Deutschsprach-
förderung und 
Beratungsange-
boten 

• Angebot von be-
darfsgerechten 
und guten Integ-
rations- und 
Sprachkursen 

• Ergänzend digi-
tale Angebote 
zum Spracher-
werb 

• Integrationskurse 
müssen auf Wirk-
samkeit geprüft 
werden 

• Trennung von 
Sprach- und In-
tegrationskursen 

• Sprachkurse 
müssen modular 
und leistungsdif-
ferenziert ablau-
fen; primäres Ziel 
Integration in den 
Arbeitsmarkt 

• Berufsbeglei-
tende Durchfüh-
rung von Sprach- 
und Integrations-
kursen 

• Job als bester In-
tegrationskurs 

 
 
 

• Flächende-
ckend kosten-
lose Sprach-
kurse 

• System der Er-
wachsenenbil-
dung, in dem 
Schulab-
schlüsse 
nachgeholt 
werden kön-
nen und Nach-
qualifikatio-
nen möglich 
sind, falls vor-
handene Be-
rufsausbildun-
gen nicht dem 
deutschen 
System ent-
sprechen 
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EU-Flüchtlings-
politik und GEAS 

• Reformprozess, 
um das Konzept 
der sicheren 
Drittstaaten „zu 
verwirklichen“ 

• Baulicher und 
technischer 
Grenzschutz an 
den EU-Außen-
grenzen 

• Individuelles 
Menschenrecht 
auf Asyl und in-
ternationales 
Flüchtlingsrecht 
als Basis für 
GEAS 

• In ganz Europa 
humanitäre Stan-
dards für Ge-
flüchtete  

• Hohe rechtliche 
Standards für 
Grenzverfahren 

• Solidarische Ver-
teilung Geflüch-
teter, die über 
den bisher verab-
redeten Solidari-
tätsmechanis-
mus hinausgeht 

• Stärkerer Schutz 
und Kontrolle der 
EU-Außengren-
zen unter Wah-
rung aller rechts-
staatlichen und 
humanen Bedin-
gungen 

• Pushbacks darf 
es nicht geben 

• Faire, verbindli-
che und solidari-
sche Verteilung 
von Schutzsu-
chenden in Eu-
ropa 

• Effektives Men-
schenrechtsmo-
nitoring und kon-
sequentes Vorge-
hen gegen ille-
gale Pushbacks 

• Die besonderen 
Bedürfnisse vul-
nerabler Gruppen 
müssen im Asyl-
verfahren berück-
sichtigt werden 

• Verhinderung von 
Instrumentalisie-
rung Geflüchteter 
ohne deren Ent-
rechtung zu be-
treiben 

• Rechtsstaatliche 
Kontrollen an den 
Außengrenzen 
und eine zuver-
lässige Registrie-
rung  

• Schutz für Kriegs-
dienstverweige-
rer  

• Die EU muss 
durch Migrations-
abkommen eine 
„Eindämmung ir-
regulärer Migra-
tion“ erreichen 

• Beendigung von 
Pushbacks 

• Aufkündigung 
von Flüchtlings-
deals mit der 
Türkei, Milizen 
und Diktatoren  

• Ablehnung des 
Gemeinsamen 
Europäischen 
Asylsystem 
GEAS 

• Sicherstellung 
des Zugangs zu 
Asylverfahren 
und Rechts-
schutz an EU-
Außengrenzen 

• Ablehnung von 
Schnellverfah-
ren und Inhaf-
tierung 

• Einheitliche 
Schutzstan-
dards auf ho-
hem Niveau 

• Europäische 
Fluchtumlage  

• Keine Aufrüs-
tung der EU und 
Militarisierung 
europäischer 
Grenzen  

• Wende in der 
europäischen 
Flüchtlingspo-
litik 

• Arme und 
schwache 
Menschen 
lässt die EU im 
Stich 

• Europäische 
Flüchtlingspo-
litik tötet mehr 
Menschen, als 
sie rettet 
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Frontex • Unterstützung 

bei der Erhö-
hung der Zahl 
von Rückfüh-
rungen 

• Hoheitliche Be-
fugnisse und  
mehr Personal 

• Eigenverant-
wortlicher 
Schutz  zuge-
wiesener Grenz-
abschnitte 

 

• Überwachung 
von Frontex 
durch unabhängi-
ges Monitoring 
und Stärkung der 
Kontrollrechte 
des Europäi-
schen Parla-
ments  

• Grenzkontrollen 
an den EU-Au-
ßengrenzen 
durch europ. Be-
amt*innen  

• Rechtsstaatliche 
Weiterentwick-
lung von Frontex 

• Engmaschige 
parlamentari-
sche Kontrolle; 
Frontex und nati-
onale Behörden 
müssen einfa-
cher zur Rechen-
schaft gezogen 
werden können 

• Opfer von 
Rechtsverstößen 
brauchen juristi-
sche Unterstüt-
zung 

• Keine Beteiligung 
an menschen-
rechtswidrigen 
Einsätzen 

 
 
 
 
 

• Stärkung der 
Rolle von Frontex 
beim Schutz der 
Außengrenzen 
und der Bekämp-
fung „irregulärer 
Migration“ und 
Schleußerkrimi-
nalität 

• Abschaffung 
von Frontex 
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Seenotrettung  • Seenotrettung als 

Verpflichtung aus 
dem internatio-
nalen Seerecht; 
gegen deren Kri-
minalisierung 

• Seenotrettung 
muss auch staat-
lich durch die EU 
gewährleistet 
werden 

• Seenotrettung als 
humanitäre Ver-
pflichtung  

• Forderung einer 
staatlichen EU-
Seenotrettungs-
mission; bis da-
hin Förderung der 
zivilen Seenotret-
tung 

• Gegen Kriminali-
sierung v. Seenot-
rettung oder hu-
manitärer Hilfe; 
eindeutiger Tat-
bestandsaus-
schluss auf allen 
politischen Ebe-
nen 

 

 • Ziviles europäi-
sches Seenot-
rettungspro-
gramm Beendi-
gung der Krimi-
nalisierung der 
zivilen Seenot-
rettung 

 

Fluchtursachen-
bekämpfung 

  • Bekämpfung an-
hand von voraus-
schauender Dip-
lomatie, humani-
tärer Hilfe in Kri-
senlagen, einer 
nachhaltigen Ent-
wicklungszusam-
menarbeit und 
fairen Handels-
bedingungen 

 • Kein Export von 
Fluchtursachen 
wie Waffen, Ar-
mut, Umwelt- 
und Klimazer-
störung 

• Globale Unge-
rechtigkeit über-
winden, Demo-
kratie und sozi-
ale Bewegun-
gen von unten 
unterstützen 

• Neuausrich-
tung der Au-
ßen- und Han-
delspolitik 

• Stärkere Un-
terstützung 
human. Orga-
nisationen 

• Unterstützung 
für (Bürger-
)Kriegspar-
teien einstel-
len 
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